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Obertandesgericht NOrnberg 
Geschäftsstelle des 1. Strafsenats 

'Az.: 1 Ws 268/1~ 

Herrn 
Rechtsanwalt 
Dr. Gerhard Strate 
Hoistenwall 7 
20355 Hamburg 

In dem Wiederaufnahmeverfahren 
zugunsten 
MollaÖl Gustl Ferdinand 

Sehr geehrter Herr RechtsanwaH Dr. Strate, 

aankverblnc:lung: 
Lande8jLlltizkasae Bamberg 

Kol"lto: 3024919 
BLZ: 70050000 

Bayerische I..andesbal"lk Mllnchen 

.. Telefon 
09111321-2115 

Telefax 
0911/321-2880 

NOmbetg. den 10.06.2013 

richterlicher Anordnung gemäß wird der Antrag der GeneralsstaBtsanwaltschaft 
NQmberg vom 07.06:2013 und das Schreiben der Staatsanwattschaft Regensburg 
vom 04.06.2013 zur Kenntnis gefaxt. ' . 

Frist zur eventuellen Stellungnahme wird Ihnen innerhalb von 1 Woche (Eingang 1. 
Strafsenat) gesetzt . 

. Mit freundlichen GrOßen 
I richterlichen Auftrag 

S i 
J stizangestellte 

15 Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

8n.f.., 
Ha~anschrUt: 
FOrther Straße 110 
904:l!9 NDmb.rg 

Halte •• llen: lmamet: Telefon: 
U 1, U 11 www.lustiz.bayem.de/geric;btlolglnl 09111321.01 
(Blrenachanze, Maxil\'l ilianatraBe)i (VannlUh.mD) 
BUBlInIe 35 
(MaximilianatraBa) 
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Generalstaatsanwaltschaft Nürnberg 

Geo@ClrmilataanwaltlKjbgft • 90421J NQmbofIJ • Blrt0KblnZl!t, 70 

Herrn Vorsitzenden des Straf- . 
senats beim Obarla n d . ' esgencht 
In Nürnberg NOrnberg 

EIlIg. 0 7. Juni 2013 
flA' ~Lo - _ 

....... ," .... ,AJct ...... ~" .... Be'" .. ~ 
I • .r ............. oI'\I,NJ, 

Bitte bei Antwort angeben 

Sachbea'beIter 
LOStAWenny 

T_l!!S!!!.. 
09111321 .... 

Tel-li 
0911/321"-

E-Mail • 
poststeUa@gemlla-n,beyem,de 

(Kein Zugang fOr formbedQrltige 
Erklärungen in Rechtssacnen) 

Ihr ,ZeIchen, Ih,. NKhrtcht vom Uneete :ble,*" U,... ... NlIChrtcht 110m Datum 
07.06,2013 9Ws 352113 

Wiederaufnahmeverfahren zugunsten Gustl Ferdinand Mollath 

Mit ~d. Wiederaufnahmeakten 7 Kls151 Js 22423/12 (Wiederaufnahmeantrag 
der Staatsanwaltschaft Regensburg) - vorgelegt mit Drittakten 

..,>13d. Wiederaufnahmeakten 7 KLs 151 Js 4111113 (Wiederaufnahmeantrag 
des Verurteilten) - vorgelegt mit Zweitakten 

Ich lege die Akten des Wiederaufnahmeverfahrens vor. Die NZwilllngsakten- werde 

ich nachreichen, soweit der Senat eine Vortage wCmscht. 

Wegen des der Beschwerde des verteidigers vom 28.05.2013 (BI. 551) zugrunde 

liegenden Verfahrensablaufs verweise ich auf den Vorlagebericht der Staatsan~ 

waltschaft Regensburg vom 04.0~.2013. 

Die Beschwerde ist unzulässig. 

Eine beschwerdefähige Entscheidung liegt nicht vor. Die Vorsitzende der Straf­

kammer weist darauf hin, dass es sich bei dem Vermerk vom 28.05:2013 (BI. 546) 

um eine Dokumentation des Verfahrensstandes bzw. des Meinungsbildungspro­

zesses bei der Strafkammer handle, die zur besseren Nachvollziehbarl<eit der Ver­

teidigung und der Staatsanwaltschaft zur Kenntnis gegeben wurde. Die mit der 

artllf./Hlu'llIKllr1ft 
~renacnanz.traBe 70 
W0429 HOmlllr; 

Offena. VlrtI,hrwmllllll 
Haltl!$telle ~ac:llanzl 
UnBahn-Llnle U1 . U11 

TeI.n Tellfu: 
0011~21-01 OG11f321-21173 
(VarmltuunSI) 

e .... 11 
postslelll@gensta·n.bayem,de 

ltJ VV.:I/ VVtI 
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Beschwerde vorgetragene Ansicht, in der Sache handle es sich ·um einen still­

schweigenden Beschluss der strafkammer (BI. 551), trifft nicht zu. Ein Recht der 

Verteidigung aufgrund einer Zeitungsmeldung der zuständigen Strafkammer, eine 

Frist zur gerichtlichen Entscheidung eines gestellten Antrags zu satzen, gibt es 

nicht. 

Die Voraussetzungen für eine begründete UntätigkeitBbeschwerde, soweit eine 

solche im Schriftsatz des Verteidigers vom 29.05.2013 enthalten sein sollte, näm­

lich eine unangemessene Verfahrensdauer, liegt ersichtlich nicht vor. Von "hand­

greiflichen Erfolgsaussichten" der Wiederaufnahmeantrage kann keine Rede sein. 

Andernfalls wäre auCh nicht er:k1ärbar, warum der Antrag auf Unterbrechung der 

Vollstreckung erstmals am 01.05.2013, also 2 % Monate nach Eingang des Wie­

deraufnahmeantrags der Verteidigung, eingereicht wurde. 

. . 
Die Untätigkeitsbeschwerde wäre darOber hinaus unstatthaft (Oberlandesgericht 

Frankfurt, 3 Ws 245/.13, zitiert nach Juris). 

Ich beantrage, 

die Beschwerde kostenfällig als unzulässig zu verwerfen. 

~ 4.MY~> /~itender Oberstaatsanwalt 

~ VV'+I VVO 
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. .. 

..... 
" . Der Leitende Oberstaatsanwalt 

in Regensburg 

Cer Leitende Oberstaatsanwalt. 93066 Begensbyrg Kumpfmpbl,r Str. 4 

An die 
Generalstaatsanwaltschaft NUr G.n""Ii/8t~wa 

berg NOrnb.rg 

Bärenschanzstr. 70 

90429 NQrnberg 

Ihr Zeichen. Ihre Nachricht vom 

Elno.: ·1 I. JunI 2011 

M"ItI"lliI"II'~, anrlfl"II"IIIIII,'M! 
.1 I IJ/UUUII;' " . . . 

Bitte bel Antwort angeben 
Unser zeichen, Un.,,. NRhrlcht vorn 
151 Js 22423/12 
151 Je 4111/13 

Sachbei!lrbeitar 
aStA Dr. Melndl 

Telefon 
(0941)2~O~ 

Tel.fall 
(0941)200~ 

Oatum 

04.06.2013 

Wiederaufnahmeverfahren zugun~ten Gustl Ferdinand MOLLATH 

hier: BeschweJ'de des Verteidigers des Verurteilten gegen die Nichtverbeschei­
dung seines an die 7. Strafkammer des Landgerichts Regensburg geriohte .. 
ten Antrags auf Unterbrechung der Maßregelvollstreckung gem. § 360 Abs. 
2 StPO im Verfahren 7 KLs 151 Js 4111(13 
(Oie folgenden Blatttahlen beziehen sich auf dieses Verfahren, sofern nicht anders 
gekennzeichnet) 

Mit 

~ 1 Band Wiederaufnahmeakten, Az. '7 KLs 151 Js 22423112 (Wjederaufnahmeantrag der 
Staatsa!1wi!ltschaft Regensburg) - vorgelegt mit Drittakten 

. , 

- 1 Band Wieaeraufnahmeakten, Az. 7 KLs 151 Js 4111/13 (Wiederaufnahmeantrag des 
Verurteilten) - vorgelegt mit ZWeitakten 

- 1 Mehrfertigung der Beschwerdevortage 

Die Originalakten. (Erstakten) des den Wiederaufnahmeanträgen zugrundeliegenden Ver­
fahrens, nämlich 

- 3 Bände Strafakten des Landgerichts Nümberg-Furth, Az. 7 KLs 802 Js 4743/03 
- 1 Band Strafakten 802 Js 4726/03 (verbunden zu 802 Js 4743/03) 
~ 1 Band Strafakten 802 Js 13851/05 (verbunden zu 802 Js 4743/03) 
- 1 Band "BWA" (DURAPLUS-Geheft) 

HaUBanschrIft 
KumpfmOhler Sir. 4 
93066 RegeTlsburg 

TBI.ton 
(0941) 2003·0 
(Vermittlung) 

'r.I.fax 
(011'1) 2003-233 
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.~ werden hier benötigt. 

Da die ebenfalls hier vorliegenden diesbe~uglichen Zweitakten unvollständig sind, 
wurden bereits im Dezember 2012 von der Staatsanwaltschaft Regensbu'rg sog 

1 "Zwillingsakten" der o. g. Originalal<ten angefertigt und zumindest drei Sä~e die­
ser .Zwillingsakten" der Generalstaatsanwaltschaft NQrnberg zur Verfügung ge­
steilt. 

Ich lege hiermit die o. g. (Dritt-) bzw. (Zweit-)Akten vor mit der Bitte, 
- diesen einen Satz "Zwillingsakten" beizugeben 
-; sodann eine Entsch·eidung des' zuständigEm Strafsenats des 'Oberlandesgerichts 

über die Beschwerde herbeizuführen. . 

Mit Schriftsatz vom 19.02.2013 beantragte der bevollmächtigte Verteidiger des 
Verurteilten Gustl Ferdinand MOllath, Rechtsanwalt Dr. Gerhard Strate, gegenüber 
der 7. Strafkammer des Landgerichts Regensburg, die Wiederaufnahme des 

·durch rechtskräftiges Urteil der 7. Strafkammer des Landgerichts Nümberg-FOrth 
vom 08.08.2006 (Az.: 7 KLs 802 Js 474;3/03) abgeschlossenen Verfahrens' zuzu­
lassen und die Wiederaufnahme des Verfahrens sowie die erneuerung der Haupt­
verhandlung anzuordnen (BI. 1/169). Der Antrag wurde unter dem Az. 7 KLs 151 
Js 4111/13 WA registriert. 

Am 18.03.2013 stellte auch die Staatsanwaltschaft Regensburg unter dem~. 151 
Js 22423/12 gegenüber der 7. Strafkammer des Landgerichts Regensburg den 
Antrag, die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil der 7 .. Strafkammer 
des Landgerichts NOrnberg-Fürth vom 08.08.2006 (Az.: 7 KLs 802 Je 4743/03) 
abgeschlossenen Verfahrens zuzulassen und die Wiederaufnahme des Verfah­
rens sowie die Erneuerung der Hauptverhandlung anzuordnen. Zugleich beantrag­
te sie, diesen Wiederaufnahmeantrag dem bereits bei der 7. Strafkammer des 
Landgerichts Regensburg unter dem AZ. 7 KLs 151 Js 4111/13 WA anhängigen 
Wiederaufnah.meverfahren hinzu zu verbinden (BI. 163/306 - 7 KLs 151 Js 
22423/12). 

Mit Schriftsatz vom 07.05.2013 (BI. 328/429) stellte auch der Verteidiger des 
Verurteilten Verbindungsantrag (BI. 329) und teilte mit, dass "sich der Verurteilte 
die Inhalte des von der Staatsanwaltschaft Regsnsburg unter dsm 1 B. 3.2013 ge­
stellten Wiederaufnahmeantrages vollen Umfangs zu Eigen (macht), insbesondere 
die darin enthaltenen Beweisantritte sowie die darin gestellten Anträge, und des­
halb nachfolgend den Wiederaufnahmeantrag der Staatsanwaltschaft als seinen 
eigenen wiederholt .. . " (BI. 329). . 

Desweiteren beantragte er mit diesem Schriftsatz, die Vollstreckung des Urteils 
des LandgerIchts Nürnberg-Fürth vom 8.8,2006 zu unterbrechen (BI. 428). Hierzu 
wird u. a. ausgefOhrt: 
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:- ~- "Zur Begründung wird darauf hingewiesen, dass mit diesem Wiederaufnahmean-
trag drt,r absolute Wiederaufnahmegrund 'des § 359 Nr. 1 StPO geltend gemacht 
wird. Das ge'S/sehts Srztliche Zeugnis ist in dem angegriffenen Urteil zur Stützung 
der Glaubwürdigkeit der Zeugin Petra Mol/8th herangezogen worden, womit der 
Einfluss dieses gefälschten Zeugnisses auf die Urreilsfindung unmittelbar bewie­
sen ist. Die Anorrtnung der Wiederaufnahme ist deshalb unabweisbar. ~ 

Mit Schriftsatz vom 09.05.2013 (BI. 533/535) kOndlgte der Verteidiger des 
Verurteilten u. a. an, er werde - sollte bis zum Ende dlese.s Monats (gemeint ist 
Mai" 2öl~j ·di"e Sfrafkammer nicht" über ·den gen-iäß § 360 ·Abs. 2 Stp6 ·gestellten 
Antrag der Verteidigung entschieden haben - dies - im Sinne der von ihm vorab 
genannten Rechtsprechung - als stillschweigendes ~ekenntnis zur Aufrechterhal~ 
tung der Unterbringung unseres Mandanten verstehen und Sich alsdann mit einer 
Beschwerde an das Oberlandesgericht Nürnberg wenden. 

Mit Verfügung vom 16.05.2013 hat die Staatsanwaltschaft. Regensburg zu dem 
Antrag auf Unterbrechung der Maßregelvollstreckung Stel1ung genommen (BI. 
540/541), auf Jene 'wiederum der Vet'teidige(mit Schriftsatz vom 24.05.:2013, in 
dem er erneut auf die Unterbrechung der Vollstreckung (BI. 543/545) anträgt. 

Am 28.05.2013 fertigte die Vorsitzende der 7. Strafkammer des landgerichts 
Regensburg einen "Vermerk" (BI. 546/547), den sie per Fax an die (beiden) Ver­
teieJiger und die Staatsanwaltschaft Regensburg expedieren ließ (BI. 5481550) . 

Dieser Vermerk hat (auszugsweise) folgenden Inhalt: 

"Die Voraussetzungen gemtlß § 360 Abs. 2 StPO fOr eine Unterbreohung der Vollstre­
ckung der mit Urtel1 des Landgerichts N{Jrnberg-FOrth vom 8. August 2006 ausgesproche­
nen Anordm.mg der Maßregel des § 63 StGB pr:üft die 7. Strafkammer des Landg6richts 
Regensburg als ,zustiJndiges Wiederaufnahmegericht laufend von Amts wegen. ... Erst~ 
mals mit SChriftsatz vom 7. MBi 2013 beantragte dsr Verteidiger, die VOllstreckung der 
durch das Urteil des Landgerichts NOrnberg-Farth vom B. August 2006 angeordneten Maß­
regel zu unterbrechen. Dsr Antrag wurde im SChriftsatz vom 9. Mai 2013 wiederholt. Die 

' ,,--, Schrifts8tze wurden der Staatsanwaltschaft zur Stellungnahme Obersandt, die dem Antrag 
mit VerfOgung vom 16. Mai 2013, eingegangen bel Gericht am 21. Mai 2013, nicht beige­
treten ist. (m Hinblick auf die Komple-xität der in den beiden WiederBufnahmeantrlilgen dar­
gelegte Sech- und Rechtslage kann derzeit noch keine hinreichend konkrete EinscMtzung 
zu den Erfolgsaussichten der WiederaufnahmeantNige abgegeben werden. Eine Entsohei· 
dung nach § 360 Abs. 2 StPO unterbleibt daher .vorerst, da noch nicht beurteilt werden 
kann, ob die behaupteten Tatsachen LInd die benannten Beweise einen solchen Grad in­
nerer Wahrscheinlichkeit haben. dass die Vollstre.ckung bedenklich ersCheint (vgl. Mayer­
GOßner, StPO, 56. Auflage, 2012, § 36D, Rdnr. 3). Nach voriSufiger Einschltlung er­
SCheint der Kammer auch das Vorbringen im Hinblick auf eine unechte Urkunde gemäß § 
359 Nr. 1 StPO nicht zwingend als zulässiger Wiederaufnahmeg(und . .. 

Gegen diesen Vermerk hat Rechtsanwalt Dr. Strate mit Schriftsatz vom 
28.05.2013, eingegangen sm sei ben Tag beim Landgericht Regensburg (BI. 
.551/554) Beschwerde eingelegt und diese begrOndet. 

I2JVVI/VVU 
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. ~ . 'i- Mit Schriftsatz vo~ 29.05.2013, eingegangen am selben Tag beim Landgericht 
Regensburg (BI. 555/556) hat Rechtsanwalt Dr. Strate die Beschwerde vom 
28.05.2013 ergänzt und dabei klargestellt, dass "sie sich nioht gegen die als "Ver­
merk" bezeichnete Erklärung der Vorsitzenden Richterin richtet, sondern gegen 
die aus dem Inhalt des Vermerks heNorgehende, offenbar von allen Mitgliedern 
der Str8fkammer getragene Kundgebung des Entschlusses, zur Zeit nicht aber 
den gemäß § 360 Abs. 2 StPO gestellten Antrag auf UnterbreChung der Strafvoll­
streckung befinden zu wollen. " 

Am' ··31.0~f2·Ö13 fertigte' die VÖrSi~ende der 7'. Strafkammer des Landgerichts 
Regensburg einen weiteren .Vermerk", wonach eine Abhitfeentscheidung nicht 
veranlasst sei, da keine be'Schwerdefätlige Entscheidung vorliege. Bei dem ange­
griffenen "Vermerk" handele es sich um einen "internen Vermerk, der den Verfah­
rensstand dokumentiert". Anschließend verfügte sie die Übersendung der o. g. 
(Erst-) Akten an die. Staatsanwaltschaft Regensburg zum Zwecke der Aktenvorla­
ge an das OLG Narnberg, • die ausdrücklich. verlangt" werde" (BI. 558/559). 

Die Akten gingen am 31 .05.2013 bei der Staatsanwaltschaft Regensbui"g ein und 
wurden dem Sachbearbeiter am 03.06.2013 vorgelegt. 

Hiermit werden die.Akten nunmehr zur Herbeifahrung einer Entscheidung des zu- . 
ständigen Strafsenats des OLG Narnberg vorgelegt. 


